
Risiken der Euro-Politik der Billionen-
grenze nähern. Wird Ihnen nicht
schwummrig angesichts dieser Summen?
Sommer: Natürlich wird mir schwummrig,
aber noch größeres Unbehagen bereitet
mir, dass wir in Europa an den Sympto-
men herumdoktern, aber nicht die Ursa-
chen der Krise bekämpfen. Nach der Leh-
man-Pleite haben die G-20-Staaten auf
ihrem Londoner Gipfel im Jahr 2009 ein
umfassendes Paket zur Regulierung der
Finanzmärkte beschlossen. Davon wurde
bis heute fast nichts umgesetzt. 
SPIEGEL: Mag sein, aber die Euro-Krise
wurde nicht durch mangelnde Regulie-
rung des Finanzmarkts ausgelöst, sondern
durch übermäßige Staatsschulden.
Sommer: Das sehe ich anders. In Ländern
wie Irland und Spanien sind die Schulden
nur deshalb so dramatisch angestiegen,
weil der Staat die maroden Banken retten
musste. Und die europäische Rettungs-

politik weist ebenfalls eine bedenkliche
Schieflage zugunsten des Finanzsektors
auf. Es geht nicht an, dass die EZB den
Banken eine Billion Euro zum Zinssatz
von einem Prozent zuschiebt, die von
den Banken zu fünf oder sechs Prozent
an die Staaten verliehen werden. So wird
öffentliches Geld schlicht verschleudert.
SPIEGEL: Was fordern Sie?
Sommer: Wir brauchen eine Regulierung
des Finanzsektors einschließlich einer Re-
gulierung von Hedgefonds und Rating-
Agenturen. Derzeit retten wir das Finanz-
system zum Nulltarif. Das geht so nicht
weiter. Die Nutznießer müssen ihren An-
teil zur Euro-Rettung beitragen, und wir
benötigen zusätzliche konjunkturstützen-
de Maßnahmen gegen die Krise. 
SPIEGEL: Die Euro-Länder haben gerade
erst ein Wachstumspaket beschlossen.
Reicht das nicht?
Sommer: Nein, bei diesem Wachstumspa-
ket werden nur vorhandene europäische
Gelder verschoben. Was wir brauchen,

ist ein wesentlich größeres Konjunktur-
programm für Europa. Wir reden hier
über Summen im dreistelligen Milliarden-
bereich für eine längere Zeit. 
SPIEGEL: Wollen Sie die Schuldenkrise mit
neuen Schulden bekämpfen?
Sommer: Wir wollen nicht vorrangig neue
Kredite aufnehmen, sondern die Verur-
sacher an den Kosten der Krisen beteili-
gen. Daher muss schnell eine Finanz-
transaktionsteuer beschlossen und eine
Pflichtanleihe für große Vermögen auf-
gelegt werden.
SPIEGEL: Sind Sie sich sicher, dass es die
Bürger gutheißen werden, wenn Sie sie
mit einer Abgabe auf ihr Eigenheim zur
Kasse bitten wollen?
Sommer: Unfug, darum geht es nicht. Wir
denken an Vermögen ab einer Million
Euro bei Verheirateten. Drei Prozent auf
dieses Vermögen wäre unser Vorschlag
als Pflichtanleihe. Ich rede nicht über Ent-

eignung, sondern über eine or-
dentlich verzinste Anleihe. 
SPIEGEL: Damit kommen die
Summen, die Sie für Ihr
Wachstumsprogramm benöti-
gen, nie zusammen. 
Sommer: Sie unterschätzen,
welche Größenordnungen die
Privatvermögen in Europa er-
reicht haben und wie ungleich
sie verteilt sind.
SPIEGEL: Wie soll Ihr Wachs-
tumsprogramm überhaupt aus-
sehen? Soll den bestehenden
Autobahnen in Portugal eine
weitere hinzufügt werden?
Sommer: Nein, uns geht es um
echte Förderprogramme für die
Wirtschaft. Wir wollen die Infra-
struktur erweitern, die für mo -
derne Industrie- und Dienstleis-
tungsbranchen in Europa not-
wendig ist. Denkbar sind auch

Investitionen in den Energienetzeausbau.
Der Euro lässt sich nicht allein durch Spa-
ren und Streichen retten. Wir brauchen Im -
 pulse für mehr Wachstum. Was wir nicht
brauchen, sind populistische Aufrufe, die den
Bestand der Euro-Zone in Frage stellen.
SPIEGEL: Sie meinen Wirtschaftsminister
Philipp Rösler, der jüngst gesagt hat, dass
ihn ein Euro-Austritt Griechenlands nicht
mehr schrecken würde.
Sommer: Die Strategie der Regierung be-
steht darin, den Euro und die Krisenlän-
der im ureigenen deutschen Interesse zu
stabilisieren. Die sollte nicht aufgegeben
werden, nur weil Politikern die Radikalen
aus der eigenen Partei im Nacken sitzen.
Bisher hatten wir Glück, dass in Krisen-
zeiten meist vernünftige Politiker an der
Macht waren. Gott bewahre, dass wir mit
diesem Wirtschaftsminister eine Krise wie
den Lehman-Zusammenbruch 2008 zu
bestehen hätten. Das wäre ein Alptraum. 
SPIEGEL: Herr Sommer, wir danken Ihnen
für dieses Gespräch.
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VW-Produktion in Wolfsburg: „Ureigenes Interesse“ 

Alles sah nach einem Routine -
termin aus, als im Frühjahr vor ei-
nem Schweizer Schiedsgericht die

Anwälte des Karlsruher Energiekonzerns
EnBW und des russischen Lobbyisten An-
drej Bykow aufeinandertrafen – bis eine
Juristin des Konzerns laut Augenzeugen
in Tränen ausbrach.
EnBW fordert von Bykow einen Teil

der mehr als 200 Millionen Euro zurück,
die der Konzern ihm für Uranlieferungen
von Russland nach Deutschland und für
Beratungsleistungen gezahlt hat. 4 von
insgesamt 34 Verträgen sind strittig.
Der deutsche Konzern hatte von sei-

nem Recht Gebrauch gemacht, in Doku-
menten, die Bykow zur Vorlage bei Ge-
richt angefordert hatte, Passagen zu
schwärzen, die EnBW belasten oder die
Betriebsgeheimnisse beinhalten. Dumm
nur, dass die Schwärzungen lediglich am
Computer vorgenommen und offenbar
nicht einmal durch ein Passwort gesichert
worden waren. Sie konnten deshalb pro-
blemlos rückgängig gemacht werden. 
Als das Gericht darauf verwies, dass

die geschwärzten Dokumente nun in Gän-
ze auch der Gegenseite vorlägen, verlo-
ren die EnBW-Juristen die Fassung. Dort
wusste man wohl, dass der größte anzu-
nehmende Unfall eingetreten war. Das
13-seitige Dokument vom Frühjahr ver-
gangenen Jahres nährt nämlich den Ver-
dacht, dass der Energieversorger Steuern
in Millionenhöhe hinterzogen und frühe
Ermittlungen der Staatsanwaltschaft ver-
hindert haben könnte. 
In dem Streit um die 200-Millionen-

Zahlung des Konzerns an Bykow gibt der
Russe vor, große Teile des Geldes mit Wis-
sen der EnBW-Verantwortlichen nicht für
den eigentlichen Vertragszweck, nämlich
Uranlieferungen und Beratung, verwendet
zu haben, sondern für „Landschaftspfle-
ge“. Konkret will er Kirchen, Denkmäler
und Schachschulen in Russland gebaut
 haben, um ein günstiges Klima für den
Abschluss eines Gasvertrags zwischen
Russland und dem deutschen Energie -
unternehmen zu schaffen. 
Das sei das eigentliche Ziel aller Ope-

rationen gewesen. Nach deutschem Recht
wären Scheinverträge und Schenkungen

KO N Z E R N E

Geheimsache
„Uri“

Ein vertraulicher Bericht an den
Aufsichtsrat erhärtet den 

Verdacht, dass EnBW Steuern 
hinterzogen und frühe

 Ermittlungen verhindert habe.

Wirtschaft



zur Klimapflege wohl strafbar. EnBW je-
doch streitet ab, von den Machenschaften
des Russen gewusst, geschweige denn
Scheinverträge geschlossen zu haben. 
Das in der Schweiz unfreiwillig ent-

schlüsselte Dokument legt eine andere
Version nahe. „Vertraulich: Sachstand
Uri“ steht auf der Vorlage. Angefertigt
wurde sie von einem hochrangigen Juris-
ten der EnBW für die Sitzung vom 4.
April 2011 des Ad-hoc-Ausschusses des
EnBW-Aufsichtsrats. Der Ausschuss war
eigens gegründet worden, um dem EnBW-
Vorstand bei der Überprüfung der dubio-
sen Verträge mit dem Moskauer Ge-
schäftsmann Bykow und den von ihm in
der Schweiz gegründeten Firmen auf die
Finger zu schauen. EnBW hatte zudem
die Wirtschaftsexperten KPMG und
Freshfields beauftragt, die umstrittenen
Russland-Verträge zu durchleuchten. 
Zum Sachstand der Untersuchungen

und einer laufenden Betriebsprüfung in
den Monaten Januar bis März 2011 ver-
merken die EnBW-Juristen in dem Uri-
Papier: „Der Betriebsprüfung sind nun-
mehr alle Verträge aus dem Komplex Uri
bekannt.“ Die Kontrolleure seien nicht
bereit, die Zahlungen nach Russland als
„abzugsfähige Betriebsausgaben“ zu be-
handeln. Es bestehe die Gefahr staats -
anwaltschaftlicher Ermittlungen wegen
Bestechung von Amtsträgern auch im
Ausland. Im schlimmsten Fall drohe eine
„Steuerbelastung von rd. 72 Millionen
Euro inklusive Zinsen“. 
Die Verfasser der Expertise versäumen

es dennoch nicht, sich Lob auszusprechen.
Immerhin sei das Hauptziel erreicht, „die
Abgabe der Angelegenheit an die Staats-
anwaltschaft wurde vermieden“. 
Im April 2011, dem Zeitpunkt der Aus-

schusssitzung, war der jetzige EnBW-Vor-
standschef Hans-Peter Villis schon drei-
einhalb Jahre im Amt. Er kannte die Er-
mittlungen. Er habe sie, betont er immer
wieder, überhaupt erst angestoßen. 
Doch warum reagierte EnBW dann

nicht auf die Warnung seiner eigenen Ju-
risten? Warum wurde wegen des Ver-
dachts auf mögliche Straftaten wie Steu-
erhinterziehung, Untreue und Beste-
chung nicht sofort Strafanzeige gegen die
Verantwortlichen erstattet? Wieso werte-
te es die Rechtsabteilung sogar als Erfolg,
dass die Betriebsprüfer überzeugt werden
konnten, ihre Bedenken nicht an die
Staatsanwaltschaft weiterzuleiten? Wollte
Aufklärer Villis am Ende gar keine ernst-
haften Untersuchungen?
EnBW streitet das ab. Die Zahlen seien

mit den Betriebsprüfern diskutiert und
die betroffenen Steuererklärungen ge -
ändert worden. „Da damals wie heute
keinerlei Erkenntnisse bezüglich etwaiger
Bestechungshandlungen vorlagen bzw.
vorliegen, erschien eine damalige Abgabe
der Angelegenheit an die Staatsanwalt-
schaft für die EnBW weder sachlich be-

gründet, noch zielführend.“ Außerdem
habe der Konzern den Ermittlungsbehör-
den schon in einer sehr frühen Phase der
Affäre die Zusammenarbeit angeboten
und sie auch über die Untersuchungen
der Betriebsprüfer informiert. 
Der amtierende EnBW-Chef versucht

bereits seit Wochen, die Verantwortung
für die zweifelhaften Russland-Verträge
bei Vorgängern wie Utz Claassen und an-
deren Spitzenmanagern abzuladen und
sich selbst als sauberen Kaufmann zu prä-
sentieren. Bykow dagegen behauptet:
„Natürlich wusste Villis über die Details
des Russland-Geschäfts und die wahre
Zielrichtung der Verträge Bescheid.“
Juristisch hat die amtierende Geschäfts-

führung den Konzern in eine äußerst pre-
käre Lage manövriert. Sie hat vor Gericht
behauptet, Bykow habe in mehreren Fäl-
len nicht alle Leistungen erbracht, ob-
wohl die entsprechenden Summen laut
internen Konzernunterlagen steuerlich
sogar geltend gemacht wurden. 

Dutzende Millionen für zweifelhafte
Leistungen nach Russland – diese Aus -
sage kam einer Einladung an die Staats-
anwaltschaft gleich. Die ermittelt inzwi-
schen wegen des Verdachts der Steuer-
hinterziehung und Untreue gegen sieben
amtierende und ehemalige EnBW-Spit-
zenmanager.
Villis ist nicht darunter. Er hat die

Flucht nach vorn angetreten. Von seinen
betroffenen Führungskräften, darunter
der Ex-Chef der Atomkraftsparte Wolf-
gang Heni, fordert EnBW insgesamt 146
Millionen Euro Schadensersatz. 
Die Manager haben bei einem mög -

lichen Verfahren die Wahl, sich um den
Preis hoher Geld- und womöglich Gefäng-
nisstrafen selbst zu belasten oder die Ver-
sion des Russen Bykow zu stützen, die
EnBW, den alten Vorstandschef Claassen,
aber auch Villis belastet. Nicht ausge-
schlossen, dass sich der Kreis der Verdäch-
tigen dann noch vergrößert. 

FRANK DOHMEN, MATTHIAS SCHEPP
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Konzernchef Villis, EnBW-Kernkraftwerk: In eine juristisch prekäre Lage manövriert 


